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Tätigkeitsbericht Fachdienst 59 - Schwerbehindertenangelegenheiten - 2023 
 
 
Darstellung des Sachverhaltes: 
 
Der Fachdienst 59 - Schwerbehindertenangelegenheiten ist seit dem 01.01.2008 im 
Rahmen der Aufgabenwahrnehmung nach Weisung zuständig für die Entscheidung 
über das Vorliegen einer Behinderung nach § 152 Absatz 1 SGB IX.  
 
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss hat in seiner Sitzung am 08.06.2009 die 
Verwaltung (Fachdienst 59) beauftragt, jährlich einen Tätigkeitsbericht als 
Berichtsvorlage vorzulegen.  
 
Für das Berichtsjahr 2023 lässt sich festhalten, dass die in den Vorjahren rückläufigen 
Fallzahlen signifikant gestiegen sind. Die Bearbeitungszeiten für die einzelnen 
Antragsvorgänge liegen derzeit über dem landesweiten Durchschnitt, was 
insbesondere auf personelle Ausfälle sowie auf die Fallzahlsteigerung zurückzuführen 
ist. Insbesondere im Bereich der Widerspruchssachbearbeitung ist die 
Bearbeitungszeit weit über dem landesweiten Durchschnitt, da ein Großteil der Stellen 
im Jahr 2023 komplett unbesetzt oder durch lange Ausfallzeiten geprägt waren. 
 
Die Anzahl der eingelegten Klagen beim Sozialgericht Gelsenkirchen gegen die 
getroffenen Entscheidungen sinkt weiterhin. 
 
Da die Aufgabenwahrnehmung zur Erfüllung nach Weisung erfolgt, werden über den 
sogenannten Belastungsausgleich Personal- sowie Sachausgaben 
(Beweiserhebungskosten) über das Land refinanziert.  
 
Mit Bescheid vom 09.11.2023 wurde die bereits angekündigte Umsetzung des 
Belastungsausgleich rückwirkend zum 01.01.2023 durch das Land durchgeführt. Eine 
Reduzierung des Personalkörpers (von 30,25 auf 24,73 Stellen) wurde aktuell nicht 
vorgenommen, da eine erneute Evaluation des Landes im Laufe des Jahres 2024 



angekündigt worden ist. Für die Refinanzierung des Landes ist allerdings bereits ab 
dem 01.01.2023 der reduzierte Stellenanteil maßgeblich. 
 
 
 


